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Schweiz

Bundesratswahl

Philipp Loser und Raphaela Birrer 
Bern

In den Tiefen des Internetauftritts der 
eidgenössischen Verwaltung gibt es eine 
Sektion mit dem Titel: «Frauen im Bun-
desrat seit 1984». Wenn man die Website 
geschickt auf dem Bildschirm justiert, 
muss man nicht einmal scrollen, um alle 
Bundesrätinnen im Blick zu haben. 

Es sind sieben. Eine von ihnen musste 
zurücktreten, eine andere wurde abge-
wählt, eine dritte Verräterin geschimpft. 
Bleiben vier. 

Männer im Bundesrat gab es 109, seit 
diesem Mittwoch 110. «Es ist ein Trauer-
spiel», sagt Maya Graf, Nationalrätin der 
Grünen und Co-Präsidentin der Frauen-
dachorganisation Alliance F, «bei Frauen 
gibt es immer tausend Gründe, sie nicht 
zu wählen.» Graf hat bereits im März eine 
parlamentarische Initiative eingereicht, 
um die Vertretung der Frauen im höchs-
ten politischen Amt der Schweiz per Ver-
fassung zu regeln. Heute heisst es dort, 
dass die Landesgegenden und Sprach
regionen im Bundesrat «angemessen ver-
treten» sein müssen. Graf möchte diesen 
Absatz mit einem Wort ergänzen: Auch 
die Geschlechter sollen künftig angemes-
sen im Bundesrat vertreten sein. 

«Eine Demütigung»
Seit 1989 gab es unzählige Vorstösse, die 
Ähnliches verlangten. Sie blieben alle 
chancenlos. Bei der Initiative von Graf 
scheint das zumindest auf den ersten 
Blick anders zu sein. Die Art und Weise, 
wie Isabelle Moret diesen Mittwoch in 
der Bundesversammlung scheiterte, hat 
viele wütend gemacht. «Nach so einem 
Debakel scheint es mir tatsächlich sehr 
angemessen, wenn die Geschlechter 
künftig angemessen im Bundesrat ver-
treten sind», sagt Doris Fiala, Präsiden-
tin der FDP-Frauen. Für Rosmarie Qua-
dranti, Fraktionschefin der BDP, ist es 
einfach nur tragisch, dass es am Schluss 
eine gesetzliche Regelung brauche, «bis 
diese Männerwelt hier drin endlich be-
greift, dass gemischte Gremien viel er-
folgreicher sind». Sie unterstützt den 
Vorstoss von Graf; CVP-Nationalrätin 
Barbara Schmid-Federer ebenso. 

«Was wir diese Woche erlebt haben, 
war eine Demütigung für alle Frauen», 
sagt Regula Rytz, Präsidentin der Grü-
nen. 52 Prozent der Schweizer Bevölke-
rung seien Frauen – und doch passiere 
weder in der Politik noch in der Wirt-

schaft irgendetwas, um den historischen 
Rückstand der Frauen in der Gesell-
schaft aufzuholen. «Wir werden syste-
matisch an den Rand gedrängt.»

Die parlamentarische Initiative von 
Graf wird im ersten Quartal 2018 behan-
delt. Sollte die Verfassungsänderung 
vom Parlament angenommen werden,  
kommt es zur Volksabstimmung. Par-
teien von links bis rechts müssten sich 
zur Frage positionieren, die Debatte 
würde noch öffentlicher geführt. Das 
soll auf jeden Fall geschehen, finden 
Rytz und Graf. «Wenn mein Vorstoss im 
Parlament nicht durchkommt, braucht 
es eine Volksinitiative», sagt Graf. Die 
Bevölkerung müsse dann regeln, was die 
Politik offensichtlich nicht könne.

Vor einer solchen Volksabstimmung 
fürchten sich Parlamentarierinnen wie 
etwa Christa Markwalder, Nationalrätin 
der FDP. «Man stelle sich nur vor, wenn 
diese Vorlage hochkant abgelehnt 

würde.» Für Graf ist das kein Argument. 
Die Vertretung von Frauen habe gerade 
in der Regierung eine höchst symboli-
sche Komponente. «Wenn wir es im Bun-
desrat nicht schaffen, wie sollen wir es 
dann überall sonst schaffen?»

SP erwägt Quote
Auch GLP-Nationalrätin Kathrin Bert-
schy sagt, wenn es keine angemessene 
Frauenvertretung im Bundesrat gebe, 
müsse die Frage vors Volk. «Es würde 
mich aber beelenden, wenn wir in der 
heutigen Zeit noch eine Initiative lancie-
ren müssten für ein solch selbstver-
ständliches Anliegen.» Die Co-Präsiden-
tin von Alliance F plädiert deshalb dafür, 
zuerst eine breite öffentliche Debatte zu 
führen, denn letztlich müsse ein Um-
denken stattfinden. Sie sieht vorab die 
Männer in der Pflicht. «Sie müssen ihre 
Verunsicherung überwinden, dass 
Frauen mitregieren wollen.» 

Über eine viel drastischere Quote be-
findet bald die SP Schweiz. Die SP-Frauen 
haben ein Positionspapier verabschie-
det, in dem sie eine Quote für alle politi-
schen Organe der Schweiz fordern. 
40 Prozent Frauen in Ständerat, Natio-
nalrat, Bundesrat, Bundesgericht und 
Verwaltung. «Parlamente werden von äl-
teren Herren dominiert», heisst es im 
Papier, «es ist an uns allen, Frauen für 
Politik zu sensibilisieren und zu motivie-
ren.» Das Papier wird an der nächsten 
Delegiertenversammlung behandelt, es 
hat gute Chancen, offizielle Parteihaltung 
zu werden. Für SP-Männer wird es 
schwierig, sich dagegenzustellen; schwie-
riger, als in einer geheimen Wahl den 
110. Mann in die Regierung zu wählen.

Männerzone Bundesrat
Nach der Nichtwahl von Isabelle Moret drängen Parlamentarierinnen auf eine 
Verfassungsänderung. Frauen sollen angemessen in der Regierung vertreten sein. 

Die Ausnahme: Von 2010 bis 2011 hatten die Frauen die Mehrheit im Bundesrat. Foto: Monika Flückiger (Bundeskanzlei)

Laut einer Umfrage des 
Verbands Schweizer Medien 
ist fast jeder zweite Befragte 
für die Initiative.

Die Bevölkerung wünscht sich eine tie-
fere Billag-Gebühr, steht aber hinter 
dem Kernauftrag der SRG. Dies ist das 
Resultat einer Umfrage, die der Verband 
Schweizer Medien beim Meinungsfor-
schungsinstitut Demoscope zur No-Bil-
lag-Initiative in Auftrag gegeben hatte. 
Diese kommt nächstes Jahr zur Abstim-
mung. Es handelt sich um eine repräsen-
tative Umfrage, die in der ersten Sep-
temberhälfte bei 1000 Personen durch-
geführt wurde.

47 Prozent der Befragten gaben an, 
sie seien für eine Annahme der No-Bil-
lag-Initiative. 37 Prozent sind dagegen, 
16 Prozent unentschlossen. Die Frage 
lautete: «Wenn am nächsten Wochen-
ende über die No-Billag-Initiative abge-
stimmt würde, würden Sie diese dann 
annehmen oder ablehnen?»

27 Prozent der Befürworter erhoffen 
sich, Geld sparen zu können, weitere 
19 Prozent finden die Gebühr zu hoch. 
14 Prozent geben als Grund für ihre Zu-
stimmung an, sie seien mit dem Pro-
gramm unzufrieden. Die Schmerzgrenze 
bei der Höhe der Gebühr scheint bei 
400 Franken pro Jahr zu liegen, wobei 
eine Gebühr von 200 Franken pro Jahr 
die höchste Zustimmung hat.

Service public nicht gefährden
Diejenigen, welche die No-Billag-Initia-
tive ablehnen, tun dies laut der Umfrage 
vor allem deshalb, weil sie den Status 
quo beibehalten wollen (29 Prozent), 
um den Service public zu erhalten 
(24 Prozent) und um keine Qualitätsein-
busse bei der SRG zu riskieren (21 Pro-
zent). Unter Service public verstehen 
die Befragten in erster Linie Nachrich-
ten, Bildungs- und Wissenssendungen, 
Sendungen in allen Landessprachen so-
wie Kultur und Sport.

Der Verband Schweizer Medien sehe 
sich durch die Umfrageresultate bestä-
tigt, wie er gestern in einem Communi-
qué schrieb. Das Angebot der SRG sei 
dort sinnvoll und nützlich, wo es die pri-
vaten Medien ergänze. Am kommenden 
Montag debattiert der Nationalrat weiter 
über die No-Billag-Initiative. Weil sich so 
viele Redner für den ersten Teil der De-
batte am 13. September angemeldet hat-
ten, musste die Abstimmung verscho-
ben werden. (SDA/TA)

Sympathien 
für «No Billag»

Ignazio Cassis beruft sich auf 
eine Kommunistin? Nein, er 
hat bloss Rosa Luxemburgs 
berühmtesten Satz aus dem 
Zusammenhang gerissen.  

Martin Ebel 

Freiheit sei immer die Freiheit des An-
dersdenkenden, hat der neue Bundesrat 
Ignazio Cassis in seiner Antrittsrede ge-
sagt. Sofort hob ein Raunen an: Der Satz 
stammt von Rosa Luxemburg (1871–
1919), Mitgründerin der Deutschen Kom-
munistischen Partei. Ein Nonkonformist 
im Bundesrat, der der SVP, mit deren 
Stimmen er ins Amt kam, zeigt, wie weit 
sein politischer Horizont ist?

Wohl kaum. Eher zu vermuten ist, 
dass der FDP-Politiker den Satz einem 
Zitatenbüchlein entnommen hat. Dort 
hätte er vermutlich auch andere Sprü-
che über Freiheit, Toleranz und Zuhö-
renkönnen finden können; von Sokrates 
über Kant bis Gadamer («Ein Gespräch 
setzt voraus, dass der andere recht ha-
ben könnte») sind sich die Grossen der 
Philosophiegeschichte da einig. Der Lu-

xemburg-Satz ist längst ein Versatzstück 
politischer Rhetorik, von Vertretern je-
der Richtung benutzt, als interessantes 
unideologisches Gewürz. 

Es ist meist das Einzige, was die Zitie-
renden von Rosa Luxemburg kennen. 
Der Zusammenhang allerdings müsste 
stutzig machen. Der berühmte Satz 
stammt aus dem Aufsatz «Zur russischen 
Revolution» von 1918, veröffentlicht 
wurde er aber erst 1922, drei Jahre nach 
ihrem Tod. Rosa Luxemburg schrieb ihn 
im Gefängnis, wo sie wegen ihrer Anti-
kriegsaktivitäten sass. Sie begrüsst in 
dem Text ausdrücklich die «Tatkraft» 
der bolschewistischen Revolution, kriti-
siert aber auch einige Massnahmen. 
Sehr wohl müsse man die Bourgeoisie 
mit allen Mitteln entmachten, aber die 

«Massen» weiter einbeziehen (Lenin 
hatte das Parlament aufgelöst).

Weg ins Ungewisse
Sie schreibt: «Freiheit nur für die Anhän-
ger der Regierung, nur für Mitglieder 
einer Partei – mögen sie noch so zahl-
reich sein – ist keine Freiheit. Freiheit ist 
immer nur Freiheit des Andersdenken-
den. Nicht wegen des Fanatismus der 
‹Gerechtigkeit›, sondern weil all das Be-
lehrende, Heilsame und Reinigende der 
politischen Freiheit an diesem Wesen 
hängt und seine Wirkung versagt, wenn 
die ‹Freiheit› zum Privilegium wird.»

Die «Diktatur des Proletariats», die 
sie ausdrücklich begrüsst, dürfe nicht 
von «einer Handvoll Politikern» ausge-
übt werden, sondern von Institutionen, 
die ihrerseits unter der «lebendigen Ein-
wirkung der Massen» stünden. Diese 
lernten durch politische Erfahrungen, 
wie die Revolution überhaupt ein Pro-
zess sei, ein Weg ins Ungewisse, bei dem 
man sich ständig korrigieren müsse.  

Die Gefahr doktrinärer Erstarrung 
und institutionalisierten Terrors sah sie 
durchaus (ihre Kritik an Lenin wurde im 
Staatskommunismus der Sowjetunion 
und der DDR totgeschwiegen). Aber ihre 

Toleranz hatte Grenzen; für die Bour-
geoisie galt sie nicht. Die «Andersden-
kenden», für deren Freiheit sie plä-
dierte, sah Rosa Luxemburg allein in der 
Arbeiterklasse. Ihre Vorstellungen, wie 
die «Volksmassen» in den politischen 
Prozess einzubeziehen seien, «in brei-
tester Öffentlichkeit», waren vage. Prä-
zisieren und an der Realität messen 
konnte sie sie nicht mehr. Wenige Tage 
nach der Parteigründung wurde sie von 
Freikorpsleuten verschleppt, gefoltert 
und erschossen. Sie wurde zur Märtyre-
rin der sozialistischen Bewegung; ihr 
Todestag, der 15. Januar, wird seither 
von doktrinären wie alternativen Linken 
feierlich begangen.

Zürcher Jahre
Von 1889 bis 1898 hat Rosa Luxemburg, 
die Jüdin aus Russisch-Polen, in Zürich 
gelebt, als eine der ersten Studentinnen 
der Universität. Sie belegte Zoologie, Jus 
und Volkswirtschaftslehre und promo-
vierte 1897 über «Die industrielle Ent-
wicklung Polens». Durch eine Scheinehe 
erlangte sie den deutschen Pass und 
ging nach Berlin, wo sie der SPD beitrat 
und gegen die «Revisionisten» kämpfte. 
Ob Ignazio Cassis all das bewusst ist?
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Koran-Verteilung
Nationalrat will Organisation 
«Lies!» verbieten
Mit 109 zu 64 Stimmen bei 9 Enthaltun-
gen hat der Nationalrat gestern eine Mo-
tion des Solothurner SVP-Nationalrats 
Walter Wobmann angenommen. Die Ko-
ran-Verteilaktionen in Schweizer Städ-
ten dienten dazu, junge Leute zu um-
werben und für den Jihad zu gewinnen, 
sagte Wobmann. Der Bundesrat teilt 
diese Einschätzung zwar, stellte sich 
aber dennoch gegen die Motion. Vertei-
digungsminister Guy Parmelin erklärte 
das damit, dass die gesetzlichen Grund-
lagen für ein Organisationsverbot unge-
nügend seien. Der Bundesrat hatte 
schon in seiner schriftlichen Antwort 
auf den Vorstoss angekündigt, er wolle 
den Artikel im Nachrichtendienstgesetz 
rasch ändern. (SDA)

Motion abgelehnt
Armeewaffe soll weiterhin 
im Besenschrank bleiben
Der Nationalrat hat eine Motion von 
Chantal Galladé (SP, ZH) mit 120 zu 
59 Stimmen bei 3 Enthaltungen abge-
lehnt. Die Motionärin argumentierte, 
die Armeewaffe habe nichts im Besen-
schrank verloren. Immer wieder wür-
den Menschen damit bedroht und getö-
tet. Die Verfügbarkeit von Waffen spiele 
auch bei Suiziden eine Rolle. Der Bun-
desrat beantragte dem Rat, den Vorstoss 
abzulehnen. Die Heimabgabe und Auf-
bewahrung der persönlichen Waffe zu 
Hause entspreche einem militärischen 
Bedarf, argumentierte Verteidigungsmi-
nister Guy Parmelin. Sie sei für eine ra-
sche Bereitschaft nötig. (SDA)

Nachrichten


